
	


Benachteiligung von Kraft-Wärme-Kopplung und Speichern durch Entwurf des Netzentgeltmodernisierungsgesetzes vom 25. Januar 2017 
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 ….,
im Kabinettsentwurf des Netzentgeltmodernisierungsgesetzes (NEMoG) vom 
25. Januar 2017 wird die Absenkung und stufenweise Abschaffung von vermiedenen Netzentgelten (vNE) für dezentrale Erzeugungsanlagen festgelegt. Dabei wird eine vermeintliche Gleichbehandlung volatiler und nicht volatiler Erzeugung suggeriert. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass diese Regelung zu einer einseitigen Benachteiligung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, Speichern und Laufwasser-kraftwerken führt. 
Der Entwurf des Netzentgeltmodernisierungsgesetzes (NEMoG) sieht eine stark reduzierte Auszahlung von vNE an steuerbare dezentrale Erzeugungsanlagen (KWK, Speicher, Wasserkraft etc.) bereits ab dem 1. Januar 2018 vor. Die Reduzierung gegenüber dem Jahr 2015 beträgt 30 % und gegenüber 2016 sogar bis zu 50 %. Ab dem Jahr 2021 sollen die vNE für neue steuerbare dezentrale Erzeugungsanlagen ganz entfallen und für bestehende Anlagen weiter sukzessive abgeschmolzen werden. 

Damit würden ausgerechnet steuerbare und flexible dezentrale Stromerzeuger aus dem Markt gedrängt werden!
Im Falle steuerbarer dezentraler (verbrauchsnaher) Anlagen wie bspw. KWK, Biogasanlagen und Speicher) wird tatsächlich die Inanspruchnahme des Hoch- und Höchstspannungsnetzes reduziert z. B. durch Vermeidung bzw. Optimierung von Leistungsbezug/Lastspitzen aus dem vorgelagerten Netz. Die finanzielle Vergütung dieser „Einsparung“ ist deshalb sachgerecht, andernfalls würden der Netzausbau und damit die Netzentgelte auf Hoch- und Höchstspannungsebene steigen. Das hierfür eingeführte Instrument der vermiedenen Netzentgelte ist sachgerecht und muss deshalb für steuerbare Erzeugung beibehalten werden. 
Im Gegensatz dazu verursachen volatile Erzeugungsanlagen in der Regel Netzausbau, da sie im Fall von Winderzeugungsanlagen und größeren PV-Anlagen immer in ländlichen Gebieten angesiedelt sind. Zudem führt die hohe Einspeisung zu Spitzenzeiten (z. B. starkes Windaufkommen) dazu, dass hierfür Transportkapazitäten geschaffen werden müssen („Rückspeisung“ in höhere Netzebenen) oder Einspeisemanagementmaßnahmen ergriffen werden müssen (Abschaltung der Anlagen). Die Zahlung von vermiedenen Netzentgelten ist in diesem Falle nicht sachgerecht. 
Für die Betreiber von EE-Anlagen ergeben sich zudem aus dem Gesetzentwurf, sofern sie in der EEG-Förderung sind, keine spürbaren Konsequenzen, da der Entwurf nur die bundesweite Verrechnung über die EEG-Umlage vorsieht und nicht die Abschaffung im Sinne von Erlösminderung wie es bei KWK-Anlagen, Speichern etc. der Fall ist. 

Vor diesem Hintergrund interpretieren wir den Entwurf einseitig gegen KWK und Speicher gerichtet, obwohl es eine parteiübergreifende Übereinstimmung gibt, dass KWK (und Speicher) im Rahmen der Energiewende als steuerbare, grundlastfähige und flexible sowie umweltschonende Technologien eine wichtige Rolle spielen und ausgebaut werden sollen. Die wachsende Einspeisung aus volatilen Erneuerbaren Energien führt durch das System der Merit-Order* an der Strombörse seit Jahren zu wirtschaftlichen Herausforderungen bei den konventionellen (brennstoffbasierten) Erzeugungskapazitäten. Diese sind jedoch noch für viele Jahre unverzichtbar, können sie doch im Gegensatz zu volatiler Erzeugung jederzeit Strom zur Verfügung stellen.
Die Kraft-Wärme-Kopplung gilt als eines der effizientesten Heizkonzepte und produziert neben Wärme auch Strom. Dadurch wird eine sehr gute Ausnutzung des Brennstoffes erreicht. Durch den niedrigen Primärenergiefaktor (je nach Erzeugungsart liegt dieser zwischen 0 – 0,7) entspricht die Wärme aus hocheffizienter KWK den strengen Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV), d. h. es sind keine Ersatzmaßnahmen seitens der Haus- und Wohnungseigentümer zu treffen. Zugleich fallen für fernwärmeversorgte Kunden im Gegensatz zu anderen Klimaschutzmaßnahmen (bspw. Wärmedämmung oder Einbau von Erneuerbaren-Energien-Anlagen) keine zusätzlichen Investitionskosten an. 

Auch aus diesen Gründen wurde das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz Ende 2015 sehr aufwändig überarbeitet und mit neuen Fördersätzen unterlegt sowie mit einer Bestandsförderung in Höhe von 1,5 Cent/kWh zur Sicherung des Gas-KWK-Anlagenbestands in der öffentlichen Versorgung (überwiegend bei kommunalen Stadtwerken) ausgestattet. Bei der Bestimmung der Förderhöhe ist die Auszahlung der vNE noch berücksichtigt worden. 
Die nun bereits für 2018 vorgesehene Kürzung der vNE würde diese Bestands-sicherung für bestehende kommunale KWK-Anlagen der öffentlichen Versorgung nahezu vollständig aufzehren! Dieser Eingriff in den Bestand stellt die Wirtschaftlichkeit vieler Anlagen unserer Mitglieder derart in Frage, dass eine Abschaltung der an die Wärmeerzeugung gekoppelten Stromerzeugung aus wirtschaftlichen Gründen in Erwägung gezogen werden muss. 
Zur Deckung des Wärmebedarfs in den Fernwärmenetzen müssten dann ungekoppelte Wärmeerzeuger (Heizkessel) eingesetzt werden. Diese weisen im Vergleich zur gekoppelten Erzeugung von Strom und Wärme deutlich höhere CO2-Emissionen auf und können keine gesicherte Stromerzeugungsleistung in der Dunkelflaute zur Verfügung stellen. 
· Die Merit-Order bezeichnet die durch Brennstoffkosten bestimmte Einsatzreihenfolge von Stromerzeugungsanlagen. Da Strom aus Wind und Sonne keine Brennstoffkosten aufweisen, werden diese als erstes eingesetzt und senken damit den Marktpreis für Strom an der Strombörse.
Alternativ könnten die Preise für die Kunden angepasst werden, was wiederum zu Wettbewerbsnachteilen gegenüber anderen (CO2-reicheren) Heiztechnologien führt. 
In den drei Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen werden etwa 
1,25 Mio. Wohnungen mit Fernwärme beheizt, zum Großteil unter Einsatz hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung. Hinzu kommen KWK-basierte Blockheizkraftwerke, die zuge-schnitten auf einzelne Quartiere und Wohngebiete insbesondere in Städten sowie auf Industrieunternehmen einen wesentlichen Beitrag zur CO2-sparenden Wärmeversorgung leisten. 

Die CO2-Vermeidungskosten für KWK-basierte Fernwärme sind vergleichsweise gering. Sie ist eine günstige Alternative im Heizungskostenvergleich (Vollkosten). und durch den breiten möglichen Erzeugungsmix (Erdgas, Kohle, Erdöl, Biogas, Biomasse, Geothermie) in Verbindung mit hocheffizienter KWK eine umweltschonende Lösung insbesondere für Städte und Ballungsräume. 

Mit KWK-basierter Fernwärme bleibt Klimaschutz im Wärmemarkt vor allem auch in Bestandsgebäuden bezahlbar!
Unter CO2-Gesichtspunkten aber auch im Sinne einer ansonsten auf dezentrale Erzeugung ausgerichteten Energiewende ist die Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte für KWK-Anlagen absolut kontraproduktiv. Dies gilt ebenso für Speicher und Laufwasserkraftwerke, deren Wirtschaftlichkeit derzeit sowieso in Frage steht obwohl sie notwendiger Bestandteil der Energiewende sind. 
Nicht zuletzt ist für die nächste Legislaturperiode eine Weiterentwicklung der Netz-entgeltsystematik Strom geplant, die aufgrund der immer stärker wachsenden de-zentralen Stromerzeugung dringend notwendig ist. Das Bundeswirtschaftsministerium hat hierfür bereits ein Gutachten in Auftrag gegeben. Umso unverständlicher ist es, dass die vNE als grundlegender Bestandteil der Netzentgeltsystematik einzeln und losgelöst betrachtet und geregelt werden sollen, obwohl das eigentliche Herzstück dieses Gesetzentwurfes – die Angleichung der Übertragungsnetzentgelte – nun entfallen ist.

Wir bitten Sie, sich im Rahmen Ihrer politischen Arbeit unter diesen Gesichtspunkten für die Erhaltung der vermiedenen Netzentgelte für steuerbare, verbrauchsnahe Erzeuger und für eine sofortige Umsetzung der bundesweiten Verrechnung der vermiedenen Netzentgelte für volatile Einspeiser einzusetzen. Mit Blick auf das politische Interesse, die Netzentgelte zu senken, könnte aus unserer Sicht folgender Vorschlag ein vertretbarer Kompromiss sein: 

1. Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte für die dezentrale Einspeisung aus volatilen Erneuerbaren Energien (Wind und PV im EEG) ab dem Inkrafttreten des NEMoG für Alt- und Neuanlagen: Dies schafft eine sofortige Kostenentlastung von ca. 820 Mio. Euro bei den Netzentgelten und korrigiert einen bisherigen systematischen Fehler, da Windkraft- und oftmals auch Photovoltaikanlagen nicht der EnWG-Definition „last- und verbrauchsnah“ entsprechen. Darüber hinaus schafft diese Maßnahme in den Bundesländern mit hoher Netzentgeltbelastung durch fluktuierende Erneuerbare Energien (EE) eine sofortige Entlastung bei den Netzkosten für Letztverbraucher. Mit der Abschaffung der vNE für fluktuierende Erneuerbare Energien würden die regionalen Netzentgelte sinken, weil die vNE-Beträge bundesweit gewälzt würden und nicht mehr regional in den jeweiligen Netzentgelten verblieben.
2. Einfrieren der vermiedenen Netzentgelte (vNE) für steuerbare dezentrale Erzeugungsanlagen, wie KWK, Pumpspeicherwerke und Laufwasserkraft, auf das Niveau des Jahres 2016 (Preisblätter 2016) ohne Abzug der Kosten für Erdverkabelung und Offshore-Anbindung: Damit werden die vNE auf das Niveau vor dem sprunghaften Anstieg von 2016 auf 2017 eingefroren. Auch diese Maßnahme hilft wesentlich, die Kostendynamik zu durchbrechen. Für Anlagen innerhalb der Ausschreibung werden nach dem KWKG 2016 (neu) keine vNE mehr ausgezahlt. Dies ist auch sachrichtig, um ein Level-Playing-Field zu schaffen und Wettbewerbsvorteile durch unterschiedlich hohe vNE, je nach Standort, innerhalb der Ausschreibung nach KWKG zu vermeiden. Allerdings muss gewährleistet sein, dass ein ggf. in der Verordnung nach § 33a KWKG 2016 (neu) greifender Höchstgebotspreis das Einrechnen der gestrichenen vNE und anderer Kostenbestandteile in das Gebot auch zulässt. Ansonsten kann kein Ausgleich der vNE-Streichung in der Ausschreibung erfolgen, was wiederum eine fehlende Wirtschaftlichkeit zur Folge hätte.

Für Ihre Fragen und Gespräche stehen wir sehr gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen

BDEW Bundesverband der Energie-

und Wasserwirtschaft e. V.

Landesgruppe Mitteldeutschland 
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